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Kndiscbe Steuerkragen
Der Abg . Dr. Mattes hat am 15. Juli 1927 im Landtag (Amtl.

Bericht Seite 1876 ff . ) , nach der Reuen Mannheimer Zeitung
Rr . 436 vom 17 . September 1927 auch in einer Mannheimer Ver¬
sammlung, sowie nach dem . Karlsruher Tagblatt vom 19. Ok¬
tober 1927 in einer Versammlung in Freiburg , nach dem

,, , , Oberrheinischen Anzeiger Nr . 247 vom 24 . Oktober 1927 außer-
" dem in Müllheim und nach der Breisgau « Zeitung vom

14 . November 1927 Nr . 264 in Freiburg über die Höhe der badi¬
schen Reqlstcuern ( Grund- und Gewerbesteuer) Behauptungen
aufgestellt, welche teils unrichtig, teils unvollständig sind und des¬
wegen einer Widerlegung bedürfen.^

Realsteuerbelastung des Hausbesitzes
1 . De. Mattes hat u . a . (Amtl. Bericht Seite 1884 ) behauptet,

daß der Haüsbesitz mit „24 °/ , des Ertrags " durch Reälsteucrn
belastet sei . Zu diesen 24 % wird er wohl auf folgende Weise ge¬
kommen sein : Bei einer 6 % igcn Miete und einem 23 % igen

> Abzug für Rcparaturkosten ergibt sich auf je 166 MM Gebäude-
wert ein Reinertrag von 6 — 1,38 = 4,62 MM . Wen» auf diesen
4,62 MM Reinertrag 1,10 MM. Steuern nihcn , so entspricht
dies einen« Hundertsqtz von — — — 23,8 oder rund 24,
wie Dr . Mattes behauptet . Die Zahlen : 6 % Miete , 23 % Re¬
paraturkosten und 40 Steuer für das Land und 70 Mpl
für die Gemeinde, also zusanrmen 1,10 MM Steuer , sind im Land¬
tagsbericht vom 15. Juli 1927 S . 1884 ausdrücklich von Dr . Aiattes

, als Ausgangspunkt seiner Ausführungen erklärt. Da er gerade
vorher die „Gciverbeerttagsteuer" behandelte, ivird er tvohl als

. Sieuerjfihr das Jahr 1926 gemeint haben, da es vorher keine
. Gewerbccrttagsteucr gab . . Da er beim Hausbesitz „denselben

. . Fall " . wie . im vorherigen Absatz ( Gelverbeertragstcuer) treffen
. wollte, Jo lvird er wohl auch beim Hausbesitz das Jahr 1926 gemeint

/ haben ; denn cs erscheint ausgeschlossen , daß Dr . Mattes eine
, . t jtlest»sschestfpgc 1926 tijil etyüt .Gssbäutwsteuer von 1925 vergleichen

.wollte,oder konnte . . Das wäre nicht „ derselbe Falt " . Auch mmmt
, Dr . Mattes iu . jeiwm Beispiel eine Friedemsinicte von 100 %
an , denn er setzt die 6% "Miete aus 106 5?. L Gebäudewert Voll
mit 6 MM , also mit 100 % Friedensiiricte an . Dieser . Hundert¬
satz besteht aber erst seit 1 . Juli . 1926 (RGBl . 1926 I S . 252 ),
also kann er das Jahr 1925 «richt im Auge gehabt haben . Jeden¬
falls aber treffen die von Dr. Mattes errechneten 24 % ans
das Jahr 1926 nicht zu . Dr . Mattes macht folgende Fehler :

») Er setzt zlvar bei Errechnung des Ertrags eilten Gebäude- .
lvert von je 100 MM mit vollen 100 % und den Ertrag hieraus

-mit 6 % , also mit 6 MM an . Aber bei Errechnung der Steuer
zieht er den Steuerwert desselben Gebäudes ebenfalls mit 100 %
heran ; in letzterem Hnndertsatz liegt für 1926 der Fehler . Denn
in Wirklichkeit werden 1926 in» ganzen Land nur 79 % dieses
Steuerwerks — in großen Städten wie z . B . Baden und Frei¬
burg » nd in zahlreichen weiteren Genieinden nur bis zu 59 %
des Steuerwerks — gemäß § 62 GGStG . besteuert.

b ) Dabei ist hier die voi« Dr . Mattes behauptete Belastung
mit 1,10 MM. für 100 Gebäudesteuerwert zunächst einmal
noch ««verändert übernommen , obwohl die Annahme

' einer
Gemeindegrundstencr von durchschnittlich 70 Mpf int Lande
etwas hoch sein dürfte. Wieviel sie tatsächlich beträgt , läßt sich
erst auf Grund der größtenteils noch ausstehenden Beranlagungs -
-rgebnisse der Gemeindesteuern, berechnen .

c) Die Belastung des Hausbesitzes liegt also wesentlich unter
, 24 % ; sie beträgt bei einer Friedensmiete von 100 % nur höchstens

17 % des Hausertrags , bei einer gesetzlichen Miete vom 120 %
nur 14 % des Hausertrags ; denn von einem Rohertrag von ;
^

föo
^ * ^ 7 -20 MM verbleiben nach Abzug von 23 v . H . für

. . Reparaturkostön ( also von 1,86 MM ) «och 5,54 MM Reinerträge
Auf diesen 5,54 MM, ruhen nach obigen Darlegungen höchstens
1' 10 "X 70 . „~ "

lÖO
~ ~ 77 ^ ( statt 1,10 MM ) Realsteuern, was

einem Hundertsatz von - = 13,8 oder rund 14 entspricht.
6 ) Dieser Prozentsatz mindert sich noch weiter da, wo nach

8 62 GGStG . die Stcuerlverte mit weniger als 70 % des Steuer¬
werts beigezogen werden, sowie da, wo eine Einzelermäßigung
nach § 42 Ziff. 3 GGStG . erfolgt und da, wo die Miete höher ist
als 120 % , also bei gewerblichen und bei andern nicht zwangs¬
bewirtschafteten Gebäuden .

Auch aus den weiteren '
noch folgenden Ausführungen ergibt

sich, daß Dr. Mattes die badischen Grundsteuerwette mit 100 %
patt mit 70 bis 50 % ihres Steuerwerts heranzieht. Einem Steuer -
sachverständige« darf die Existenz des 8 «2 GGStG : nicht ent-
zehen. Übrigensist Dr . Mattes , nachdemer im Landtag am 15. Juli
1927 die 24 % ige Belastung des Ertrags des Hausbesitzes be-

. hauptet hatte (Amtl . BerichtSeite 1883) , sofort vom Finanzminister
(Amtl. Bericht vom 15. Juli 1927, Seite 1889 und 1890 ) auf die

allgemeine „Senkung des Werts um 30 v . H." hingewiesen lvorden.
Aus welchem Grunde nun Dr. Mattes trotz dieser Aufklärung
in seinen Versammlungen von dieser Steuersenkung keine Notiz
nimmt , wäre eigenttich noch festzustellen . Jedenfalls wäre es
irreführend , nnr die Steuer von 1925 z« behandeln und die
Steuersenkung von 1926 dem Volke zu verschweigen .

Realsieuerbelastung dev Landwirtschaft
2 . Sodann behauptet Dr. Mattes , daß bei einer bestiminten

Kategorie von landwirtschaftlichen Betriebe«, wie sie in der von
Dr. Mattes verfaßten Denkschrift des Badischen Grundbesitzer¬
verbandes „Die Rentabilität und Steuerbelastung der heldischen
Landwirtschaft 1913 und 1925" zusammengestellt seien, „die
Realstenern 49 % des Ertrags verschlingen ." ( Amtl . Bericht
Seite 1883. ) Gegen diese Ausführungen ist folgendes einzuwcichen:

a ) Die Einzeluntersuchungen der genannten Denkschrift er¬
strecken sich nur auf 22 Betriebe . Darunter ist >mr ein Bettieb
mit 12 ha enthalten, alle übrigen sind über 50 ha bis 2083 ha
groß . Es ist nun schon gewagt, von 22 Betrieben Schlüsse ju ziehen
auf die gesamten badischen .12 ha großen und größeren 1544
Betriebe . Aber gar nicht vertretbar ist es, von 22 oder 1544
großen Betrieben Schlüsse zu ziehen aus die gesamten badischen
254938 landwirtschaftliche« Betriebe . Die 1544 großen Betriebe
stellen doch nnr 9,51 % also etwa Yt % der gesamten badischen
landwirtschaftlichen Betrieb« dar, Es ist ganz verfehlt , von einer
so geringen Zahl von Bettieben auf die „badische Landwirtschaft"
zu verallgemeinern. ES fehlte der Denkschrift die erschöpfende
Massenuntcrsnchung ; das für die Stattstik verlangte „Gesetz der
großen Zahl" ist nicht beachtet. Bef einem zahlenmäßig so ge¬
ringen Material ist auch die obengenannte Überschrift der Denk¬
schrift sehr bedenklich. Sie ersaßt die Betriebe unter 12 ha über¬
haupt nicht; dabei bettägt die Zah! der landwirtschaftlichen Be¬
triebe unter 5 ha allein schon 215276 oder 84,44 % .

b) Selbst die „ Statistik i" über diese geringe Zahl von 22 Be-,trieben In der Größe von 12 bis 2083 ha beweist keine Steuer¬
belastung mit Realsteuern in Höhe von 40 v . H . des Ertrags .
Berückfichfjgt man z. B . in dieser Statistik nur die typischen Be-

- triebe Pr . 1,2 , 10, 16 und 22,
'
so beträgt die Reälsteuerbelastung ,

gemessen am Rohertrag nur : 16, 14, 26 , 13 und 11 v . H . und
im Durchschnitt der ans dem Roherttag lastende« Summe :
16 v . H., und zlvar gemessen an der noch hohen 1925er, Steuer¬
belastung . Gemessen an dem nicht geläufigen Begriff des Besitz¬
ertrags lauten die entsprecherrden Zahlen : 27, 17 , 43 , 34 und
26 v . H . des Besitzertrags und im Durchschnitt der auf dem Besitz¬
ertrag ruheirden Steuersummen 32 v. H .

Hierbei ist zum Begriff „ Besitzertrag " folgendes zu bemerken:
Es beträgt der Besitzerttag in der Statistik 1

bei dem Bettieb Nr . 1 58 v . H . des Rohertrags
» rr rr ■ » 2 89 „ „ ,, „
« tt tt W Ist ®1 » II * »
» >, n » Ist 32 tr ft n

99. A4. ’ ’
, ,„w tt rr rr “ » it tt rr

Nach dem Vorwort zu der Denkschrift wird der Besitzerttag als
Maßstab für die Erttagsfähigkeit der landwirtschaftlichen Güter¬
erzeugung bezeichnet . Der Besitzerttag soll gesunde«: lverden
durch Abzug der für die Erzeugung aufgewandten Kosten ohne
Steuern , Schuldzinsen und Renten ( Werbungskosten) vom Roh¬
erttag . Wie ersichtlich, besteht aber keine innere Beziehung
zwischen Roherttag uns Besitzerttag , da letzterer hei dem von
Dr . Mattes gewählte» Beispiel im günstigste» Fall 89 v. H.,
im ungünstigsten Fall 39 v . H . des Rohertrags bettägt. Ohne
Nachpttlfung, lvas „als zur Erzeugung aufgewanÄte Koste«:"
in den einzelnen Fällen zu gelten hat, wird Man die zugrunde ge¬
legten Besitzerträge zunächst schon in ihrer Höhe nicht als einwand¬
frei gelten lassen können . . Im lchrigen wird in der notlvendigen
Unterstellung einer gemeinüblichen Bewittfchaftung der Besitz-
erttag als Ausgangspunkt für die Berechnung der Realsteuer¬
belastung überhaupt auszuscheiden haben und di« Belastung nur
am Roherttag gemessen werden könne«. Zum mindesten hätte
Dr. Mattes bei seiner Behauptung, daß „die Realsteuern 40 %
des Erttags verschlingen" sagen müssen , daß er unter diesem
Erttag nicht den Rohertrag, sondern den Besitzerttag meinte,
wobei allerdings oben schon festgestellt ist , daß auch auf den Besitz-
erttag durchschnittlich keine 40 % Realsteuer«: entfallen .

c) Berechnet man nach der Statistik I zur Denkschrift die Durch¬
schnittszahlen , so fällt zunächst auf , daß in der Spalte „Roherttag "
bei Berechnung der „Summe bzw . Durchschnittszahl" der Bettieb
Rr . 22 fehlt, während er in der Spaltt „ Besitzerttag" enthalten
ist. Das geht natürlich bei einer Vergleichung nicht. Um das
gleiche Verhältnis herzustelle», bleibt deshalb auch beim Besitz¬
erttag zunächst der Betrieb Rr . 22 unberücksichtigt . '

Als Durchschnittssteuerbelastungergibt sich danach uyter Außer¬
achtlassung der Betriebe Rr . 14» 15, 17 und 22 der Statistik I

(Nachdruck erwünscht)
( die ersten drei, »veil sie lückenhaft sind) eine Belastung durch Real«
steuern, «mch dem Roherttag gemessen, i» Höhe vo« 20 v. H . —
nach dem Besitzerttag gemessen, in Höhe von 49,68 V. H . Läßt
man aber nur die lückenhaften Betriebe Nr . 14, 15 und 17 außer
Betracht , so ist die Belastung, am Besitzerttag gemessen, 37,28 v . H.
Es hängt also ganz von der Zahl und Zufälligkeit der gewählte»
Beispiele ab» ob mau diese oder je«e Steuerbelastung errechne«
will ; —* ein Beweis, wie unrichtig es ist, aus wenigen Beispielen
Schlüsse auf die gesamte -Landwittschaft zu ziehen .

6 ) Aus der Denkschrift geht in keiner Weis« hervor, ob in den
untersuchten Fällen der Besitzstand 1913 und 1925 der gleiche ge¬
blieben ist und ob und wie die gerade bei größere« Bettieben
übliche » Besitzverändernnge » in der Steuerbelastung berück¬
sichtigt sind .

e) Es ist ferner zu beachten , daß sich die Feststellungen des Abg :
Dr, Mattes hier bestimmt auf das Steuerjahr 1925 beschränken
und daß alle mit dem Jahre 1926 beginnenden Steuererleichte¬
rungen noch nicht berücksichtigt sind , wie Senkung der Steuer¬
wette um 39 v. H. beim gesamten Grundvermögen, Berichtigung
der Steuerwette darüber hinaus bis zu 60 v . H . des Steuerwerts ,
Wegfall der Wettzuschläge von 25 und 60 % bei Wäldern von
«veniger als 80jähriger Umttiebszeitund Ermäßigung des Zuschlags
bei Wäldern mit einer Umtriebszeit von mehr als 80 Jahren von
80 v . H . auf 40 v. H . , Erhöhung der Freijahrr für rwu angelegte
Waldmaien , Freilassung der Umwandlungsprodukte von der
Gewerbesteuer, Erhöhung der Freigrenze des Bettiebsvermögens
auf 5000 MM , Erweiterung des Geschäftsschuldenabzugs usw.
Ebensowenig ist die Tatsache berücksichtigt— dies konnte allerdings
in der Denkschrift noch nicht geschehen — , daß das Grundvermögen,
an dem die Land- und Forstwittschaft mit etwa 48 v . H. beteiligt
ist , die im Staatsvoranschlag: 1926/27 vorgesehenen 25000000 MM
Grnndsteuersoll für 1926 nicht trägt , vielmehr nach der endgültigen
Veranlagung für 1926 nur ein Stenersoll von 23000000 MM
aufweist; vgl . die Rede desHi «anzmn :isters vor dem Laudstän -
difcheu Ausschuß am 28. September 1927 Ziff . VI4 , mitgeteilt
in der Karlsruher Zeitung. Dort war zunächst ein vorläufiger
Aüsfall von 1,7 Millionen rnt Soll festgestellt.

Auf alle Fälle katzn eine Verallgemeinerung der in der genannte «:
Denkschrift gemachten Feststellungen nicht für die gesamte Land¬
wirtschaft gelten.

Solange nicht feststeht, wie viele Betriebejeweils in den einzelnen
Steuerstufen

mit einem Grundvermögen bis zu 10000 MM,
» » rt von 10000—20000 MM,
„ „ über 20000 MM

veranlagt sind, kann bei den verschiedenen Steuergrundbeträgen
eine Steuerbelastung, insbesondere eine einheitliche für di«
Landwirtschaft, nicht einwandfrei, festgestellt werden.

Die Realsteuern in Baden und im Reich
3 . Des «oeiteren vergleicht Dr. Mattes die badische Grund «

und Gewerbesteuer mit einem DurchschnittSfatz für die Real -
steuern im ganze« deutschen Reich. Hier hat er einen Bergleichs¬
maßstab gewählt, der absolut unbrauchbar ist, näinlich den so-
genannten Reichseinkommenstenerschlüssel . Er hat ausgerechnet,
daß im Jahre 1925 die 878 Millionen MM Grundsteuernin Deutsch¬
land , wenn man sie auf die Länder nach dem Reichseinkommen¬
steuerschlüssel (für Baden 3,4 v. H . ) vetteile, für Baden nur einen
Anteil von 30 Millionen MM ausmachen dürften, während wir
in Wirklichkeit 1925 in Baden für Land und Gemeinden <33,9
Grund - und Gewerbesteuer —6 Gewerbesteuer + 36 Gemeinde¬
grundsteuer ) = rund 64 Millionen MM Grundsteuer 218 %
des Reichsdurchschnitts hätten.. Dazu ist zu sagen: .

a ) Der Reichseinkommensteuerschlassel ist deswegen hier nicht
brauchbar, weil sich die Reichseinkommen - und Körperschaftsteuer
auf einen ganz «««deren Kreis von Steuerpflichtigen erstrecken
als die Grund- und Gewerbesteuer . Die der Einkommensteuer
unterliegenden Steuerpflichtigenmit Einkommen aus selbständiger
ü:ck> nicht selbständiger (Berufs-) Arbeit , aus Kapitalvermögen,
aus andern »viedettehrenden Bezügen und sonstigen Leistungs¬
gewinnen nach den §841 und 42 des Einkommensteuergesetzes ^
kommen nämlich für die Grmtd - und Geiverbesteuer überhaupt
nicht in Bettacht. Der Reichseinkommensteuerfchlüsfel ist kein
brauchbarer Vergleichsmaßstab für die Realsteuern, geradeso
wie man den Anteil der Länder an dem Gesamtaufkommender
Realsteuern im deutschen Reich auch nicht nach der Zahl der Ei«,
wohuer oder nach andern beliebig getvählten Zahlen berechnen
kann.
- Zur Reichseinkommensteuer hat nur ein Teil der Realsteuer,«,
nämlich die (aber erst vom Rechnungsjahr 1926 an eingeführte)
» ewerbeerttagstener eine innere Beziehung . Denn die badische
Gewerbeerttagsteuer baut sich «oie in den übrigen Ländern auf der
Reichseinkommen- und Körperschaftsteuer auf . Und ttotzdem ist
der Reichseinkommensteuerschlüssel auch hier kein Vergleichs



maßstab , weit der Anteil des Gewerbeertrags am Gesamtein¬
kommen in den einzelne,» Ländern ganz verschieden ist, je nachdem
es sich um ein agrarisches Land fBayern ) oder »m ein industrielles
Land ( Sachsen) oder um ei» agrarisch-industriell gemischtes Land
handelt . Für 1928 betrug in Bade» da« zur ReichseiÄommen-
stener und ReichSkörperschaststeuer veranlagte Einkommen aus
Gewerbebetrieb für die Gewerbesteuerpflichtigen 333 Millionen,
der Gewerbeertrag derselben Pflichtigen aber nur 217 Millionen
Reichsmark . *

b) Will man die Höhe der badischen Grundsteuer an der Durch -
fchnlttsgrnndstener im deutschen Reich messen , so ergibt sich,
gestützt auf amtliche Unterlagen, folgende Rechnung:

Für das Jahr 192« wird im deutschen Reich das Gesamt¬
aufkommen an Grundsteuern auf 960 Millionen geschätzt, die
Steuerwerte selbst betragen für dieses Jahr 36 -1-49 — 85 Mil¬
liarden ( vgl . Reichsratsdrucksache Nr . 104 von 1927 Seide 50/1 ).
Folglich wurden 1926 im deutschen Reich durchschnittlich auf

l ** *MM Rcalsteuerwert
'
^ goooMM ^

'
=~ l,13 MM erhoben.

Für eine Feststellung , wieviel von den 85 Milliarden Steuer¬
werte» ans Baden entfallen, gibt es bis jetzt nur zum Teil amtliche
Unterlagen (Reichsvermög«,rsteuerstatisttk 1924 und 1925 und
Berechnungen in der Begründung zu der erwähnten Reichs -
ratsdruckfache Rr . 104). Daraus ergibt sich wenigstens schätznug« -
wetse, daß in Baden ungefähr 35 Millionen Grundsteuern erhoben
werden dürsten. Berücksichtigt man die Steuersenkung 1926 ,
so werden 1926 gegenüber 1925 nur etwa 55 statt 64 Millionen
Grundsteuern- erhoben. Stellt man diese 55 Millionen den oben-
genonnten 35 Millionen gegenüber,

'
so wird der Hundertsatz in

Baden gegenüber dem Reichsdurchschnitt 157 % bettagen «ad
nicht 213 % , » te Dr. Mattes behauptet , übrigens gitt die Zahl
157 % mit dann, wenn die Landesgrnndstener »ach der Bera «-
lagung ein Steuersoll von 25 Millionen MM auswcist. Für 1926
ist das staatliche Steuersvll tatsächlich aber nicht 25 Millionen,
soickern nur 23 Millionen MM . Infolgedessen beträgt das Auf-
koimnen im Rechnungsjahr 1926 beim Staat statt 25 .— 3 (Ausfälle)
— 22 Millionen MM nur 23 — 3 = 20 Millionen MM . Zieht
man den fehlenden Sollbetrag von 2 Millionen von 55 Millionen
ab , so stehen höchstens 53 Millionen MM den erwähnten 35 Mil¬
lionen MM gegenüber. Das entspricht einem Hmchertsatz von
151 statt der behauptete« 213 .

c) Dr. Mattes vergleicht ( Amtlicher Bericht Seite 1884 ) die
badische Grundsteuer mit der preußischen Gmndsteuer. Er führt
sinngemäßaus : Weil in Preußen die Betriebsgrundstücke (gewerb¬
lich genutzte Gebäude) nicht bloß grundsteuerpflichtig, sondern
auch gewerbesteuerpflichtigfind — wenigstens gilt dies noch für
1926 — , müßte man , um zu einem richtigen Bergleichsmaßstab
zu konmien , entweder in Preuße» die auf diese Grundstücke ent¬
fallende Gewerbesteuer als Grundsteuer behandeln, »der in Baden
denjenigen Teil der Gmndsteuer abfetzen, welcher der auf die
Bettiebsgmndstücke entfallenden Gewerbesteuer entspricht. Folgen
wir einmal diesem Gedcmkengang , so ist dies an sich richtig , wenn
inan Preichen und Baden vergleichen will. Dr . Mattes zieht in
Baden die entsprechende Grundsteuer der Bettiebsgrundstiicke
dadurch ab , daß er seine» Reichsdurchschnitt von 213 % auf 180 %
also um 33 % oder um mnd \ / 7 ermäßigt . Wollte man sich diesem
Verfahren des Dr . Mattes cmschließenund seine Zahlen übemehmen,
so ergäbe sich , ivenn man statt der unrichttgen 213 % die oben
berechneten 157 bzw . 151 % zum Ausgangspunkt nimmt und
hieran */ , — 22 v . H . in beiden Fällen absetzt, ein badischer Durch¬
schnitt von 136 bzw . 129 v . H. des Reichsdurchfchnitts statt der hier
von Dr . Mattes behaupteten 180.

4. Bezüglich der badischen Gewerbesteuer behauptet Dr . Mattes ,
daß Baden 116 % des Reichsdurchschnittssatzes erhebe, im Karls¬
ruher Tagblatt vom 19. Oktober 1927 Nr . 289 kourmt Dr. Mattes
schon auf etwa 12V % und im OPerrheinischen Anzeiger vom
24 . Oktober 1927 Rr . 247 stehen sogar 150 v . H . Die Berechmmg
des Finanzministeriums kommt für 1926 auf 108 v . H . statt 116 v . H .
Dabei ist man unter Verwertung der entsprechenden Unterlagen
wie bei der Gmndsteuer ( Reichsvermögensteuerstattstik 1924 und
1925 und Berechnung i» der Begründung zu der erwähnte»
Reichsratsdrruksache Nr . 104 ) «usgegangen von einem Gesamt-
onfkommen an Gewerbesteuer im Deutschen Reich im Jahr 1926
von 660 Millionen MM — auszubringen, auf den Wert umge¬
rechnet , von 39 Milliarden Bettiebsvermögen — und einem danach
sich ergebend«» Durchschnittssteuersatz von 1,69 MM von 100 MM;
eine andere Umrechnung ist mangels Unterlagen nicht möglich oder
würde doch zu Fehlschlüssen führen. Bon mnd 1,1 Milliarde MM
Bettiebsvermögen in Baden ergibt sich danach ein Gewerbe¬
steuersoll von 19,4 Mlllionen MM, ivährend tatsächlich das Soll
für Land und Gemeinden schätzungsweise 21 Millionen MM
betragen wird . Groß ist hier der Unterschied zwischen 108 und 116 %
nicht, aber ebensowenig kann behauptet werden, daß die von
Dr. Mattes ursprünglich errechneten 116 % des Reichsdurchfchnitts
eine unerttägliche Erhöhung bedeuten, besonders wenn man be¬
rücksichtigt, daß auch die vom badischen Gewerbe zu entrichtende
Gedtudesondersteuer neben Bremen und Oldenburg niedriger
ist als in alle» anknt Ländern und insbesondere auch niedriger
als bei den vermieteten und eigenen Wohngebäuden in Baden ,
daß ferner das Gewerbe von der Gebäudesondersteuererhühung
»ach dem badischen Gesetz vom 1 . Jul , 1927 nicht betroffen wird.
Die Gebäudesondersteuer ist im Gmnde genommen eigeittlich
auch eine Realstener; wenn »nan daher von Nealsteuern spricht,
und sie vergleicht mtt den Realstenem anderer Länder, so darf
der Vergleich mit der Hauözinssteuer ( Gebäudesondersteuer) in
anbem Ländem nicht fehlen.

5 . Dr. Mattes hat femer die Grund - «nd Gewerbesteuer zu-
sammengenommeu und berechnet , daß die badische Grund- und
Gewerbesteuer für Land und Gemeinden 158 % des Reichs¬
durchschnitts beträgt . Auch diese Zahl muß imch den vorange-
gangenen Ausfühmngen angezweifelt werden ; denn für das
Jahr 1936 bettügt

das Gmndsteueraufkommen im Reich mnd 960 Mill. MM ,
„ Gewerbesteueraufkommenim Reich mnd 660 „ „

züs. 1620 Mi» . MM .

Der Anteil Badens hieran dürste bettagen :
bei der Gmndsteuer, nach oben Iiff . 3b , mnd 35 Milk. MM,
bei der Gewerbesteuer, nach »den Ziff . 4, mnd 19,4 „ „

zus. 54,4 Mill . MM.
Das tatsächliche Anfkomme » in Bade» beträgt aber :
nach oben Ziff. 3 b bei der Grundsteuer rund . 53 Mill . MM,
nach oben Ziff. 4 bei der Gewerbesteuer mnd . 21 „ „

. zus. 74 Mill . MM,
welche einem Hundertsatz von ^

— 136 v . H . statt54 400 (MJU
der von Dr . Mattes behaupteten 158 v . H . entsprechen .

Verhältnis der badischen Grund - und Gewerbe¬
steuer zur Besitz- und Einkommensteuer

6. Rach der neue« Mannheimer Zeitung Rr . 430 vom 17. Sep¬
tember 1927 wurde in der Versammlung der Deutschen Bolks-
pattei in Mannheim folgende Behauptung aufgestellt: „Im Durch¬
schnitt müßten die Realsteuerpflichtigen in Baden viermal soviel
Besitz- und Einkommensteuerbezahlen, wie die nur Einkommen-
steuerpflichtigen .*

Hierzu ist zu bemerken : Das Gesamtaufkomnien an Besitz- ,
Einkommen- und Realstenem betmg in Baden (nach Seite 36
und 37 der Landtagsdmcksache Rr . 47/1927 ) im Jahre 1925 :

Einkommxn - und Körperschaftsteuer . . . . 85,2 Mill . MM
Vermögensteuer . 8,9 „ „
Gmnd- und Gewerbesteuer des Landes . . 33,6 ,. „
Grund- und Gewerbesteuer der Ge¬

meindest zusammen . 44,0 „ „
züs. 171,7 Mill . MM .

Zunächst ist unrichtig, daß die Gesamthett des Auskommens an
Besitz- , Einkommen- und Realstenem in Baden 210 Millionen MM
beträgt . Vielleicht hat Dr. Mattes hier die Gebändesondcr -
stener mit 32,9 Millionen MM mit tn Rechnung gestellt?
Aber mich dann kommen keine 210 Millionen MM heraus .

Bon den obenerwähnten 171 Mllionen MM aber entfallen ans :
die Reagieuer- auf die übrigen zusammen

pflichtig«. Steuerpflichtigen wieder
Millionen Reichsmark

Einkomnwisiteuer . . . 26,7 58,5 85,2
Bermögenfieuer . . . 8,0 0.9 8,9
Grund- und Gewerbe-

steuer . 33,6 — 33,6
Gemeindesteuer . . . . 44,0 — 44,0

zusammen. . 112,3 59,4 171,7

Es . zahlen somit 1925 die Realsteuerpslichtigen, ,mch dem Ans-
komme « bemessen , von einem Gesamtbetrag von 171,7 Mllionen
112,3 Millionen MM, die übrigen nur EinkommenstenerpfUch-
tigen 59,4 Mllionen MM und nicht , wie behauptet wurde, nur
50 Mlllionen MM. Im Durchschnitt zahlen somit 1925 die Real¬
steuerpflichtigennicht viermal soviel Besitz- und Einkommensteuer
wie die nur Einkommensteuerpflichtigen, sondern nicht einmal
doppelt soviel .

Wie wirkt sich die Realsteuerbelasiirng in Baden
gegenüber der tn anderen Ländern ans ?

7. I » der Begründung zum Entwurf des Steuervereinheit¬
lichungsgesetze- , Seite 38/39, ist ausgeführt , wie sich die Gewerbe¬
steuerveranlagung einer Plüsch- und Teppichfabrik nnt einem
zur Reichseinkommen - oder Körperschaststeuer pflichtigen Gewinn
von 135130 MM und einem Bermögensteuereinheitswert von
767905 MM gestaltet , je nachdem die Fabrik t« einer norddeutsche«
oder in einer sitddentsche « Stadt steuerpflichtig ist. In Karls¬
ruhe würde diese Fabrik ttotz ihres Reichseinheitswerts von

s767 905 MM nur mit einem Steuerwert des Betriebsvermögens von
51226« MM , in Hannover und Köln aber mit einem Gewerbekapital
von 874900 MM herangezogen werden . In Karlsmhe würde
femer diese Fabrik mit einem Gewerbeertrag von 142300 MM ,
in Regensbnrg dagegen mit einem Gewerbeerttag von
147800 MM herangezogen werden. Man sieht also , daß auch
die Besteuemngsgmndlagen in Baden noch nicht die ungünstigsten
sind im Vergleich zu andem deutschen Ländern . Selbstverständlich
hängt die Steuerhöhe nicht allein von der Besteuemngsgmndlage ,
sondem auch von dem Umlagesatz ab , der allerdings in den ein¬
zelnen Ländem verschieden hoch sein wttd.

a) Vergleicht man nämlich die Steuerlast , welche die genannte
Plüsch - und Teppichfabrü in Köln zu ttagen hat, mit derjenigen
in Baden , so kommt man zu folgendem Ergebnis :

Die Fabrik wäre beizuziehen für das Rechnungsjahr 1926
in Köln mit folgenden Steuergmndlagen :

mtt einem Gewerbekapital von . 874900 MM
mit einem Gewerbeerttag von . 141700 MM

Die Gewerbesteuer 1926 betrögt in Köln ( vgl .
Wirtschaft und Stattstik 1927, HestRr . 13, S . 599 )
vom Gewerbekapttak bei einem Grnndbetrag von

435,45 — nämlich ' /, v. T . aus 12000 MM
und % v . T . aus 882900 .# .* — davon 1275 %
Zuschlag --- Gewerbekapftalstcuer . . . .. . . 8 561,9 « MM

vom Gewerbeerttag bei einem Gmndbetrag von
2804 MM — nämlich 1 v. H . für die ersten
2400 MM, 1,5 v . H . für die nächsten 1200 MM
und 2 v . H. aus 138100 MM — unb einem
Zuschlag davon von 528 % -- 2804 x 8,25 - -
Gewerbeerttagfieuer . . 14 721,— „

20 272,99 MM

b) I » Baden wäre die Belastung 1926 rund 20273 MM
bei einem Bettiebsvermögen von
512200 MM ( Steuersatz 30 Mtf ) -- . . . . . 1 536,60 MM
bei einem Gewerbeerttag von 142300 MM
( Steuerfuß 200 v . H der Steuergrundbeträge ) -- 10128,80 „
somit für das Land zusammen . . . . 11 665,40 MM

Übertrag H 665,40 JUT?
für die Gemeinde bei Annahme von 180 % der
gesetzlichen Steuergrundbetröge

bei einem Betriebsvermögen von
512 « 0 MM (Stenerfnß
24 Mtf ) -- . 1 229,25 MM

bei einen, Gewerbeerttag von
142 300 MM ( Steuerfuß
4,50 MM ) = . 6 403,50 .# .# = 7 632,75 MM

zusammen Land und Gemeinde . 19 298,15 MM
gegenüber Köln nnt . 29 272,99 MM
mitbin weniger . . 974,84 MM

100 X 19 298was einem Hundertsatz von —
vqzk

— = rund 95 entspricht.
Bei Annahme von 100 statt 150 % der Steuergrundbeträge

wird sich die Gemeindesteuer
beim Bettiebsvermögen aus . 819,50 MM
und beim Gewerbeerttag auf . 4 269,— MM

zusammen auf . . . 5088,50 MM
ermäßigen.

Di« Gesamtsteuer von rund 11665 -p 5088 Landes- und Ge¬
meindesteuer in Baden beträgt dann . 16 753,— MM
gegenüber Köln mtt . 20 273,— MM
somit weniger . .

'
3 520, — MM

was einem Hundertsatz von -—
20273

— = 83 rnftpruht .

Zum weiteren Vergleich wttd die Belastung derselben Fabrik
mit Gewerbesteuern in Anlehnung an die Darlegungen in „Wirt¬
schaft und Statistik*

(Jahrgang 1927 , Heft Nr . 13, Seite 599 )
im Jahr 1926 auch noch in den nachstehenden preußischen Städten
angefühtt , und zwar :

c ) In Städten , welche die Gewerbetapital - und Gewerbe
ertragssteuer erheben:
Beuchen vom Getverbekapital 2400, vom Gewerbe¬

ertrag 500 Hundertteile . 24 471 MM;
Bielefeld vom Gewerbetapital 400 , vom Gewerbe¬

erttag 230 Hundertteile . 8191 MM)
Hannover vom Gewerbekapital 200 , vom Gewerbe¬

erttag 300 Hundertteile . 9 283 MM)
Hindenburg i . Schl, vom Gewerbekapital 3000, vom

Gewerbeerttag 750 Hundertteile . . 34 093 MM.
d ) In Städten , welche die Gewerbeerttagsteuer und die

Lohnsummensteuer ( Grundbetrag *= 1 v . T . der Jahressiimme )
echeben :
Altona von der Lohnsumme 1000, vom Gewerbe¬

erttag 700 Hundertteile . . 23 590 MMt
Berlin von der Lohnsumme 1000, vom Gewerbe¬

ertrag 425 Hundertteile . 15 879 MM)
Bochum von der Lohnsumine 2500, vom Gewerbe¬

erttag 600 Hundertteile . . 26 729 MM)
Bottrop von der Lohnsumme 4500, vom Gewerbe¬

erttag 600 Hundettteile . 34 653 MM)
Buer — wie bei Bottrop . 34 653 MM,
Oberhausenvon der Lohnsumme2 600 , vom Gewerbe¬

erttag 650 Hundertteile . 28 527 MM)
Reckliipchausen von der Lohusumme 4600, vom Ge-

werbeertrag 650 Hundertteile . . . 36 055 MM.
Bei diesen Berechnungen wurde bei jedem Standort stets

von demselben Gewerbekapital und Gewerbeerttag und von
derselben Lohnsumme ausgegangen. Die Tatsache» daß hohe
Realstener « niedere Personalsteuern beim Reich zur Folge
habe«, blieb also «»berücksichtigt . Die erwähnte Fabrik müßte
z. B . in einer Gemeinde, die hohe Gewerbesteuern erhebt (vgl.
Recklinghausen mtt einer errechnetenGewerbesteuervon 36065 ^# .# )
durch den dadurch verminderten körperschaftssteuerpflichttgen
Gewinn Weniger Körperschaftsteuer und dadurch auch weniger
Gewerbeerttagsteuer zahlen, ttotzdem die Gewerbesteuer zu dem
steuerpflichttgen Gewerbeerttag hinzuzuschlagen ist.

e) Der genannte Bettieb müßte , in nachstehenden badischen
Gemeinden gelegen, an Geiverbesteuern für das Rechnungsjahr
1926 insgesamt an Land und Gemeinde bezahlen:

In Freibnrg i. B . 22402 MM ( 10737 MM für die Gemeinde
und 11665 MM für das Land, wobei an Gemeindesteuern von
100 MM Betriebsvermögen 0,3376 MM und von 100 MM Ertrag
.6,33 MM erhoben werden) ;

in « ottmadingc » 15746 MM (4081 MM für die Gemeinde
und 11665 MM für das Land, wobei in der Gemeinde von 100 MM
Bettiebsvermögen 0,13 MM und von 100 MM Ertrag 2,40 MM
erhoben werden) ;

in tzerbolzheim 18289 MM (6615 MM sür die Gemeinde
und 11665 MM füi das Land, wobei in der Gemeinde von 100 MM
Betriebsvermögen 0,208 MM und von 100 MM Ertrag 3,9 MM
erhoben werden) ;

in Karlsruhe 19605 JLä (7940 MM für die Gemeinde und
11665 MM für das Land, wobei an Gemeindesteuern von 100 MM
Bettiebsvermögen 0,30 MM und von 100 MM Gewerbeertrag
4,50 MM erhoben werden) ;

in Mannheim 19795 MM (8040 MM für die Gemeinde und
11665 MM für das Land, wobei an Gemeindesteuern von 100 MM

Bettiebsvermögen 0,2528 MM und von 100 MM Ertrag 4,74 MM

erhoben werden) ;
in Rheinselden wie in Herbolzheim 18280 MM (6615 MM

für die Gemeinde und 11665 MM für das Land, wobei in der
Gemeinde von IW MM Bettiebsvermögen 0,208 MM und von
100 MM Ertrag 3,9 MM erhoben werden) ;

in Singen a. H. 2084» MM (9184 MM für die Gemeinde
und 11665 MM für das Land, wobei an Gemeindesteuern von
100 MM Bettiebsvermögen 0,29 MM und von 100 MM Ertrag

5,41 MM erhoben werden).
Bei denselben Eteuergruudlagen wird die gesamte steuerliche

Belastung mit Reichs - , Landes- und Gemeindesteuern immer

verschieden sein, und zwar einmal im Hinblick auf die Natur der

Landes- « tt» Gemeindesteuer» als wandelbare „Bedarssfteuern* —

im Gegensatz zu den Reichssteuern mit feststehenden Steuer¬

sätzen —, und dann mtt Rücksicht auf die nachteilige Wirkung



,,oyer Ncalsteuern auf das Aufkommen der Personalsteuern des
Reichs . Vergleiche über die steuerliche Belastung desselben Betriebs
in den einzelnen Ländern und Gemeinde« lediglich mit Gewerbe¬
steuern, ohne aus die Gesamtbelastung Rücksichtzu nehmen , werden
daher immer nur bedingt richtig sein.

Zum Überfluß und zur Veranschaulichung wird hier die
Steuerpflicht der gen . Plüsch- und Teppichsabrik noch einmal
-n einer Tabelle wie folgt dargestellt :
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I . Baden .
Freiburg . . . 512200 142300 10737 11665 22402
Äottmadingen . 512200 142300 — 4081 11665 15746
Herbolzheim . . 512200 142300 — 0615 11665 18260
Karlsruhe . . . 512200 142300 — ■ 7940 11665 19605
Mannheim . . 512200 142300 — 8040 11665 19705
Rheinselden . . 512200 142300 — 6615 11665 18280
Singen a. H . . 512200 142300 — 9184 11665 20849

Baden Durchschnitt
bei 150 % Gemeindesteuern: 7633 11665 19298
bei 100 % Gemeindesteuern: 5088 11665 16753

li . Bayern .
Regensburg . . 512000 147800 Steu ersähe nicht
III . Rord -

dentschland.
Altona . . . . 141700 396200 23590

bekannt

23590
Berlin . . . . — 141700 396200 15879 — 15879
Beuthen . . . 874900 141700 — 24471 — 24471
Bielefeld . . . 874900 141700 — 8191 — 8191
Bochum . . . — 141700 396200 26729 — 26729
Bottrop . . . . — 141700 396200 34653 — 34653
Buer . — 141700 396200 34653 — 34653
Hannover . . . 874900 141700 — 9283 — 9283
Hindenburg . . 874900 141700 — 34093 — 34093
Köln . 874900 141700 — 20273 — 20273
Oberhausen . . — 141700 396200 28527 — 28627
Recklinghausen . - 141700 396200 36055 — 36055

Auch aus dieser Einzeltabelle ergibt sich die Unrichtigkeit der
Behandlung von Dr . Mattes , daß in Baden die höchsten Gewerbe¬
steuern erhoben » erde».

Der Gegenbeweis ist um so stichhaltiger , als es sich nicht bloß
um einen DnrchschnittSvrrgleich(Massenvergleich ) handelt — was
nützt es einem bestimmten Steuerpflichtigen , wenn in einem Land
zwar der Durchschnitt der Steuerbelastung für andere gering
ist, wenn aber er selbst infolge seiner besonderen Verhältnisse
eine hohe Steuer zahlen muß — ; vielmehr ist hier durch eingehende
Untersuchung — durch Jndividnalvergleich — festgestellt , daß
die von der Reichsregiernng hermisgegriffene Fabrik eben in Nord-
deutschland eine höhere Gewerbesteuer zahlt als in Baden .

Gebäudesondersteuer in Baden und
in anderen Ländern

Bei dem bereits unter Ziff. 4 erwähnten engen Zusammenhang
zwischen Realsteuern und Gebäudesondersteuer muß bei einem
Vergleich de; Steuerbelastung auch diese Steuer mit in Rechnung
gestellt werden, was Or . Mattes unterläßt .

Das Aufkommen an Gebäudesondersteuer im Rechnungsjahr
1928 hat für das Deutsche Reich nach Seite 87 und 88 der Be¬
gründung zum Entwurf des Steuervereinheitlichungsgesetzes
betragen :

Für 'allgemeine Finanzzwecke . 7ö1,8SMill . JUt
„ die Förderung der Bautätigkeit . . . 685,55 Mill . JIM

zusammen . . 1 437,40 Mill . JUC.
Wieviel davon anteilsmäßig ans Baden zu entfallen hätte , läßt
sich bei dieser Steuer mangels eines geeigneten Verteilungsschlüssels
nicht feststellen ; denn die Besteuern,»gsgrundlagen sind in den
einzelnen Ländern verschieden . Reben dem verschiedenartigen
Grundsteuerwert dient auch die Miete als Steuergrundlage .

Daß aber die in Baden erhobene Gebäudesondersteuer hinter
andern Ländern, und zwar zum Teil wesentlich zurückbleibt , geht
aus der Übersicht über die Höhe der Hauszinssteuer in den einzelnen
Ländern (in Hundcrtsätzen der Friedensmiete ) auf Seite 97 der
erwähnten Begründung hervor.

So erheben an Hnndertsätzen der Friedensmiete z. B .

Preußen .

Am Ende der Rech ,
rmngsjahret rors

Am l . Oktober
19S7
48

Bayern . 50
Sachsen . 51
Hessen . 47,25
während Baden nur . . . 32 36
und bei einzelnen Gruppen von Gebäuden sogar nur 28 bzw.
10 v . H. der Friedensmiete erhebt. Die Friedensmiete bildet in¬
sofern einen brauchbaren Bergleichsmaßstab, weil die Steuer
aus Antrag nach der tatsächlichen Miete korrigiert werden kann
(5 8 » Abs . 1 Ziss. 2 und Abs . 3 des bad. Gebäudesondersteuer -
gesetzes) und tatsächlich auch in großem Umfang korrigiert worden ist.

Daraus ergibt sich im einzelnen folgendes : Man darf bei der
Berechnung der Realsteuerlast die Hauszinssteuer nicht außer
Betracht lassen. Weil Preußen , Bayern und Sachsen sehr hohe
.Hauszinssteuern haben, deswegen kann oder könnte die Real -
fteuer daselbst unter dem Reichsdurchschnitt liegen. Wenn aber
( wie in Baden ) die Hauszinssteuer niedrig ist — sie wird vielleicht
«nr zwischen 60 und 70 % deS Reich»dnrchschnittS betragen —,
s« kann und muß die badische Realsteuer über den ReichS-
durchschnitt hinanSgehen. GS kommt als» daranf an , ob die Real -
ftener «nd di« HanSziaspener znsammrngenomme » in Baden
höher sind als in andern Ländern . Und dieh. Krage ist im wesent¬
lichen zu verneinen.

Die Frage , welche Steuer das Rückgrat der Landessinanzen
sein soll — die Realsteuer oder Hauszinssteuer — wird in Baden
anders beantwortet als in Preußen , Bayern , Sachsen usw. Die
badische Gesetzgebung hat von jeher die Hauszinssteuer als eine
Ausnahmesteuer und als eine zeiüich W beschränkende Sonder¬
steuer behandelt und deswegen die Landesfinanzen — nach Weg¬
nahme der Einkonnnensteuer — wesentlich auf den Reaksteuern
aufgebaut ; die Gebäudesondersteuer dagegen wird als Steuer
zweiter Ordnung betrachtet, im Gegensatz zu den größeren Ländern ,
welche in der Hauszinssteuer das „Rückgrat " ihrer Finanzen er¬
blicken. Die badische Finanzverwalwng hält diesen ihren Stand¬
punkt für richtig und wird daran , soweit eS an ihr liegt , festhatten.
Die Länder, welche ihre Finanzen im wesentlichen aus der Haus¬
zinssteuer basieren , kommen wahrscheinlich in große Schwierig¬
keiten in dem Augenblick, in welchem die Hauszinssteuer — gemäß
dem Entwurf des SteuervereinheittichnngSgesetzes — dem Abbau
ganz oder teilweise verfällt.

Ist aber das badische System richtig , so folgt ohne weiteres ,
daß die badischen Realsteuern über dem Reichsdurchschnitt und
die badische Hauszinssteuer unter dem Reichsdurchschnitt liegen
müssen .

Befitzsteuerbelastung der Gebäude
9. Nach dem Karlsruher Tagblatt Nr. 289 vom 19. Oktober 1927

hat Dr . Mattes in der Versammlung der Deutschen Bolkspartei
in Freiburg folgende Behauptung aufgestellt:

«Bei den Gebäuden sei die Besitzftenerbelastmrgim Minimum
2,10 JUt von 100 JUt Steuerwert , das seien nach Abzug
der Reparaturkosten 45 v. H. des Ertrags ."

Unter der Steuer von 2,10 JUt werden die Realsteuern, wie
Dr . Mattes am 15. Juli 1927 im Landtag schon behauptet hat,
mit 1,10 JUt enthalten sein. Diese Berechnung ist, wie bereits
unter Ziff. 1 dieser Darlegungen ausgeführt , insofern falsch, als
Dr. Mattes die Steuer aus 100 vom Hundert des Steuerwerts
statt aus 70 bzw . weniger Prozenten dieses Werts berechnet.
Für die restliche Steuer von 2,10 — 1,10 — 1 JUt kämennur die
Reichsvermögensteuerund die an die Grundsteuer sich anschließen¬
den Kirchensteuern als weitere Besitzsteuern in Frage , weil unter
dem obenerwähnten Betrag von 1,10 JUt sämtliche Realsteuern
bereits enthalten sind. Diese letzten beiden Besitzsteuern können
aber zusammengerechnet nicht höher als 60 -i- 10 = 00 Jltf an¬
genommen werden.

Bei der Reichsvermögensteuer werden außerdem die Gebäude
nicht mit 100 v. H. des Wehrbeitragswerts , sondern mit einem
geringeren Prozentsatz bis herab zu 45 v . H . dieses Wertes bei¬
gezogen . Tabei ist noch weiter zu berücksichtigen, daß der Wehr-
bcitragswcrt an und für sich schon vielfach hinter dem Landes-
stcuerwert zurückbleibt. Auch der Kirchensteuer unterliegen nur
höchstens 70 v. H. deS Steuerwerts entsprechend der Besteuerung
seitens des Landes.

Demgegenüber hat Dr. Mattes aber den Ertrag Wohl in allen
Fällen aus dem 100 % igen Steuerwert berechnet, wie er es auch
oben nach Ziff. l getan hat . Ob und welche weiteren Steuern
Dr. Mattes etwa noch als Besitzsteuern eingerechnet hat , ist nicht
festzustellen . Die bis zu 2,16 JUt gehende Gebäudesondersteuer
kann er wohl nicht hierher gerechnet haben, weil er überhaupt
nur mit einer Gesamtsteuer von 2,10 JUt rechnet. Hiernach
ergäbe sich nur eine Belastung durch Grundsteuern (Realsteuern
für Land und Gemeinde) mit . 77 Jitf
Reichsvermögensteuermit etwa . . 25 „
Kirchensteuern mit etwa . 7 „

109 Jlffi
oder nach Abzug von 23 % Reparaturkosten bei Amrahme einer

1 09 X1008 % igen Verzinsung eine Belastung von im ganzen — --- 24

statt der behaupteten 45 v. H. des Ertrags .
Vorstehendes gilt mir bei einer gesetzlichen Miete von 100 % ;

bei einer gesetzlichen Miete von 120 % verbleibt ein Reinertrag
von 7,20 — 1,68 — 5,54 JUt oder eine Ertragsbelastung von
1 AG w IAA

~ - rund 20 statt der behauptete« 45 v. H .

Aufkommen an Gewerbeertragsteuev 1926
In der Versammlung der Deutschen Bolkspartei in Freiburg

am 11 . November1927 soll Dr. Mattes nach der Breisgauer Zeitung
Nr . 264 vom 14 . November 1927 u. a. folgendes ausgeführt haben :

,,Jm Jahre 1926 habe sie (die Deutsche Bolkspartei ) bei der
Reform der Gewerbesteuer vor allem gegen die hohen Steuer¬
sätze der Gewerbeerttagsteuerangekämpft. Sie habe schon damals
daranf hingewiesen, daß die Gewerbeertragsteuer 18 Millionen
Reichsmark mehr einbringe« würbe . Die Regierung hätte das
bestritten. Die Voraussage der Deutschen Bolkspartei sei aber
eingetroffen."

Wenn solche Ausführungen von irgendeiner Seite gemacht
wurden — Zeitungsberichtestimmen oft nicht —, so ist zu bemerken:

Rach den Ausführungen aus Seite 19 des Entwurfs eines Ge¬
setzes über die neunte Änderung des Grund- und Gewerbesteuer¬
gesetzes und die achte Änderung des Steuervetteilungsgesetzes
( Landtagsdrucksache Rr . 90/1926 ) wurde mit einem Gewerbeertrag
von rund 120 Millionen JUt gerechnet . Diese 120 Millionen JUt
hätten bei einer Steuer von 100 v. H. der Grund-
bettäge . 3,2 Mill . JUt
aufzubringen, bei einer Steuer von 200 v. H . der
Grundbeträge mithin . 6,4 „ „
Rach dem Ergebnis der Veranlagung zur Grund-
und Gewerbesteuer für das Rechnungsjahr 1926
betrug der steuerpflichüge Gewerbeerttag
217425100 JUt und hieraus die Steuer . . . 9 858 503 „
mithin gegenüber der angenommenen . . . . 6400000 „
ein Mehr von rund . 3 400 000 JUt ,
als« keine 13 Millionen JUt . Demgegenüber
hat sich für 1926 beim Grundvermögen ein

Mlnuebettag von . 2,2 Mill . JIM
und beim Betriebsvermögen ein solcher von . 1,4 « „
ergeben. Dem Plus für 1926 von . . . . . 3,4 „ «
bei der Gewerbeertragsteuer steht mithin ein
Minusbetrag für 1926 von zusammen . . . . 3,6 „ „
bei den anderen Steuergruppen gegenüber.

Für 192« ist also bei der Grund » und Gewerbesteuer über¬
haupt kein Überschuß eingetreten . *

Für 1927 hat der Nachtrag zum Staatsvoranschlag das Auf¬
kommen an Grund- und Gewerbesteuervon 37,7 auf 37 Million « «
JUt herabgesetzt .

Stille Reserven «ns Steuererträg nisten ?
11 . Nach der Neuen Mannheimer Zeitung vom 17 . Sept . 1927"behauptet Dr. Mattes , er habe den Standpunkt vertreten, daß der

Staatsvoranschlag still« Reserve« enthalte und daß diese zur
Senkung der Realsteuernverwendet werdenkönnen . Die Regierung
habe aber den entsprechenden Anttag der Deutschen Bolkspartei
abgelehnt mit der Begründung, es seien keine Reservenvorhanden.
Inzwischen habe die Entwicklung den Ansichten der Deutschen
Bolkspartei recht gegeben; denn »ei der Einkommenstener,
von der die Deutsche Bolkspartei Mehreinnahmen erwartete ,
seien diese vor kurzem durch den Reichsfinanzminister bestättgt
worden . Die badische Regierung wäre also vor einigen Monaten
sehr wohl in der Lage gewesen , eine Senkung der Grund- und
Gewerbesteuer durchzuführen , wenn sie den Mut gehabt hätte ,
den heute einzig richtigen finanzpolitischen Grundsatz zu befolgen?
hart an der Grenze des Defizits zu bleiben .

Diese Ausführungen sind unrichtig ; denn der Reichsfinan̂ -
minister Dr . Köhler hat den Landesfmanzministern persönlich
und ausdrücklich erklärt, seine Schätzung und die von ihm ange¬
nommenen Mehrüberweisungen bezögen sich nur auf die am
l . April 1928 beginnende Haushaltsperiode; für 1927 sei für die
Länder an Reichssteuernnicht mehr zu ermatten, als das, was er
schon längst festgestellt bzw . überwiesenhabe. Auch in seiner Reichs¬
tagsrede bei der ersten Lesung der Besoldungsvorlage hat der
Reichsfinanzminister nach der Frankfurter Zeitung Rr . 786 vom
22. Oktober 1927 nur erklätt, daß die Länder und Gemeinden
im Jahre 1028 erheblich mehr an Überweisungssteuern einnehmen
werden als bisher. Für die Qberweisungssteuern der ersten
6 Monate des Jahres 1927, also April bis einschk . September ,
gilt folgendes :

Ein¬
kommen¬

steuer

Körper-
schast-
steuer

Umsatz¬
steuer

Garan¬
tie¬

summe
Zusam¬

men

I. (in Million« Reichsmark)
1 . Veranschlagtes Auf-

kommen nach dem
Rttchshaushalt
jährlich . a) 2620 400 900 3920
davon die Hälfte . . b) 1310 200 450 1960

2: Im 1 . Halbjahr find
tatsächlichaufgekom -
MM . 1328,6 239,5 371,8 1939,9 -

3. Unterschiedgegen1b + 18,6 + 39,5 - 78,2 - 20,1
n .

1 . Anteil « der Länder
nach dem Reichs-
Haushalt . 1965 300 270 65 2600

2 . Zur Auffüllung der
Umsatzsteuer . . . . - 156,159- 23,841+180

3. Nach den Schlüsieln
zu vetteilen . . . . 1808,841 276,159 460 65 2600

4. Davon die Hälfte . 904,420 138,080 225 32,5001300
5. Es kämm zur Ver-

tttlung . 900,320 162,346 225 1287,666
6. Mehr oder Weniger- 4,100+ 24,266 — - 32,5 - 12,334

Das Auskommen an Einkommen -, Körperschafts - und Umsatz¬
steuer bleibt also in den ersten 6 Monaten gegenüber de«
entsprechenden Positionen im Reichshaushalt im Ganzen um
20,1 Millionen , die Überweisungen an die Länder um
12,334 Millionen zurück. Da der badische Staatsvoranschlag
ans denjenigen Zahlen ansgebaut ist, welche i« Reichs»»»-
get stehe» , so ergibt fich für die ersten 6 « vnate deS
laufenden Rechnungsjahres kein Überschuß , also liege« hier
keine stille« Reserven vor.

Nicht unerwähnt soll bleiben , daß die Frantfutter Zeitung
Rr . 807 vom 29 . Oktober 1927 ausfühtt : „Die Denkschttft deS
Hansabuirdes kommt zu dem Ergebnis, daß zur Erfüllung der den
Ländern und Gemeinden gegenüber übernommenen überweisungS-
garantte 1927 von 2600 Millionen JUt das Reich noch 114 % Mil¬
lionen JUt werde zuschießen müssen, während das Reichssinanz
ministettum mit höchstens 20 Millionen JUt rechnet ."

Die Einnahmen und demeirtsprechend die Überweisungen bei
der Einkommen-, Körperschaft - und Umsatzsteuer haben sich freilich
im Monat Oktober 1927 gebessett. Dabei ist aber zu beachte«,
daß der Monat Oktober wie jeder erste Monat- eines Kalender¬
vierteljahrs ein sogenannter Borauszahlungsmonat ist, in welchem
die vietteljührlichenBorauszahlungenauf die Einkommen -, Körper¬
schaft- und Umsatzsteuer zu leisten sind. Im Vergleich mit dem
vorhergehenden Borauszahlungsmonat Juli 1927 bringt der
Monat Oktober 1927 für den Gesamtanteil der Länder an der
Einkommen-, Körperschaft - und Umsatzsteuer allerdings ein Mehr
von rund 34,1 Millionen JUL . Es wäre aber voreilig, daraus
bestimmte Schlüsse für das Gesamtergebnis des Rechnungsjahrs
1927 zu ziehen, welches gegenüber vier Richtvorauszahlungs-
monaten mit entsprechend geringerem Aufkommen nur noch
einen Borauszahlungsmonat , den Januar 1928 « «schließt. Dazu
kommt, daß das letzte Kaleudervierteljahrdes Rechnungsjahrs 1027
noch belastet ist mit den nicht unerheblichen Lohnsteuerer stattungen
an solche Lohnsteuerpflichtigen , die nur während eine- Teiles
des Kalenderjahrs 192? beschästtgt waren, aber einem ungekürzte»
Lohnsteuerabzug untettagen. Bemettenswett ist übttgens fü»



Baden , daß das Aufkommenin Baden während der ersten 7 Monate
des Rechnungsjahrs iE mit der Ausivärtsbewegung im Reich
leider ni«l) t gleichen Schritt gehalten hat . Auch diesc Entwicklung
mahnt zur Vorsicht . Dazu kommt die Senkung der Cmkommen-
tzeuer als Auswirkung der sogenannten Lex Brüning ,

Schlutzsolgeruttg
Mit zu den tvichtigsten Feststellungen gehören die Ausführungen

Unter Ziff. 3—5 über die Höhe der Grund- und Gewerbesteuer,
gemessen am . Reichsdurchschnitt . Diese zeigen aber gleichzeitig
sehr deutlich die Schwierigkeiten, die heute noch bei einem Vergleich
der Steuerbelastung bestehen . Dr . Mattes gibt diese Schwierig¬
keiten selbst ausdrücklich zu , wenn er in Nr . 329 des Karlsruher
Tageblatts vom 28 . Nov . 1927 in einem Artikel über die Steuer¬
vereinheitlichung wörtlich sagt : „Für die volle Vereinheitlichung
spricht die Notwendigkeit der Dnrchsichtigkeit und Vergleich¬
barkeit der deutsche« Länder - und Gemeindefinanze «. Niemand
ist heute in der Lage, sich hierüber ein klares Bild zu machen ."
Trotz dieses Eingeständnisses hat aber Dr . Mattes die Folgerungen
bei seinen schriftlichen und mündlichen Ausführungen daraus
nicht gezogen . Alle seine Äußerungen nach dieser Richtung erwecken
vielmehr den Eindruck, als ob es sich um unumstößliche zahlen¬
mäßige Feststellungen handle/ Eine solche Art der Darstellung
muß aber als irreführend entschieden abgelehnt werden,

, Ausscbuh- Sitzung
derTandesversicderungsanstatt Kaden kür
Invaliden - ». Dinterbliebenenversicberung

Am Samstag , den 3. Dezember 1927, fanden ' sich in der
Heilanstalt „Luisenheim" a . Blauen die Ausschuß- und Vor¬
standsmitglieder der Landesversicherungsanstalt Baden zurdiesjährigen ordentlichen Sitzung zusammen , um den Vor¬
anschlag für 1928 sowie einige andere bedeutungsvolle Vor-

. lagen zu verabschieden. Gleichzeitig war diese die letzte Sit -
, zung des alten Ausschusses , der nach segensreicher Arbeit jetzt! durch Neuwahl turnusmäßig erneuert , wird.

. Der Präsident der Anstalt , Herr Jung , begrüßte die zahl¬reicherschienenen Arbeitnehmer - und Arbeitgebervertreter , so¬wie den Herrn Oberregierungsrat von Babo als Vertreterdes Ministeriums des Innern , als auch Herrn MnisterialratStürzenackrr und Ober regierungsrat Schelleiilierg, welch beider letzteren Herren als Bausachverständige der Anstalt an deii
Verhandlungen teilnahinen . Als Vorsitzender der Verhand¬lungen wird wiederum Herr Stock (Bersichertenvertreter ) undals Stellvertreter Herr . Vetter ( Arbeitgebervertreter ) einstim¬mig gewählt . In die Ausschuß-Kommission werden nebenden beiden Vorsitzenden aus dem Kreis der Versicherten HerrSchwarz , Mannheim , und aus dem Kreis der ArbeitgeberHerr Trier , Karlsruhe , bestimmt.
—Zum 1 . Punkt :

Geschäftsbericht für das Jahr 1926
liegt eiii ausführlicher , Druckbericht vor/ Seitens der Aus-
fchutz-KoMmission erstattete Herr Stock über diesen Bericht.Das Jahr 1926 schloß mit einem Bermögensüberschuß von' 2 7̂ Millionen «ab : • Die Einnahmen erfuhren eine Steigerung««»dadurch, daß : statt «169: 466000 Ml Zlnsciirgänge verbucht

« Werden konnten. Dys -Mehr ergab sich aus den eingegangenen
«Zinsbeträgen dex vor der Inflation ausgeliehenen Kapitalienresp, deren Aufwertung . Außerdem .gingen ein 1,3 Millionenaus Zollüberschuffen des Reiches - . die im Voranschlag, » ichtenthalten waren . Es wäre wünschenswert, diese deträge mden Etat in Zukunft einzustellen. Im übrigen sei der Etat
gut eingehalten worden. Das Eigenvermögen der Landes¬
versicherungsanstalt schließt

' mit 19 971 914 M ab . Anlaß zurKritik geben die Gutsbetriede . Eine Reorganisation nach t« reinen oder anderen Seite hin sei unbedingt notwendig. DerBeschluß der Ländesversicherungsanstalten , etwa 8 Prozentder BeitragSeinnahmen für Heilverfahren zu verwenden, istin Baden nicht« nub 'eiugehalten , sondern der Prozentsatz über¬schritten worden . Im übrigen bitte« er, den Geschäftsberichtzu genehmigen . Ohne Debatte wird dem einstimmig ent¬
sprochen . 1 « .

Gutgeheißen wird ebenso die Schlußabrechnung der Lungen¬heilstätte Rordrach-Kolonie mit 1 914 449,39 Mt .
Den Voranschlag für 1928

begründet , soweit die Einnahmen und von den Ausgaben dieRenten/in Frage kommen , «Herr Präsident Jung eingehend:Die Beschwerden wegeu Verzögerung der Rentenauträge imVorjahre hätten zu / einer Verbesserung geführt , wenn auchdie Verhältnisse sibch nicht so ( seien, wie die '
Landesversiche-rungsänstält es wünsche . Die Schuld liege nicht bei der An¬statt selber, sondern bei de, , Bezirksämtern und Bezirksärzten »die trotz aller Mahnungen die Akten unzulässig lange nichtzurückgeben. Einige Bezirke arbeiten vorzüglich. Viel Arbeithabe das Gesetz 'über Kinderzüschüsse mit sich gebracht; ebensodre Umrechnung der Renten . Durch diese Überarbeit mußteoft «das Ganze leiden . Der Begriff „überwiegender Unter¬halt als Voraussetzung der Gewährung der Kinderzüschüssesei «zu dehnbar und führe demgemäß zu Ungerechtigkeiten.Zur Zeit liege ein Antrag beim Reiche , vor, die KinderzüschüsseWieder , wie«, früher « bis zum 48,. Lebensjahre zu gewähren .Der . Voranschlag. : schließe in Einiiahme und Ausgabe mit88 326.009 .Ä# , ab. Das Heraufschnelleii. der Beitragssin¬nahmen von 22 auf . 31 Millionen sei die Folge der gesetzlichenBeitragserhöhung boni Juli d . J . Der Zinsendienst bringe , eineErhöhung der Einnahmen von 419 999 auf 1 100 000 M . Erhangt von der Erhöhung oder . Erniedrigung des Reichsbank¬diskonts ab. Die Zahlung der Beiträge durch die Arbeitgebererfolgt im allgemeinen normal . Gegen Übertretungen seiman mit Strafe , vorgegangen Die . Renten selbst sind jetztdurchschnittlich um 19 Prozent gesteigert und erfordern eineJahresausgabe von rund 24 «Millionen '

. Die Zahl der Renten¬empfänger betrage 71 999 .
In der Diskussion sprach zunächst Harrer , Pforzheim (FreieGewerkschaft) . Er dankt zunächst im Namen seiner Kollegenden Beamten und Angestellten der Anstalt für ihre Mühe¬waltung während des arbeitsreichen , verfloffenen Jahres .Das Reich bürdet den Trägern der Sozialversicherung immer '

neue Lasten auf , die eigentlich Kriegsfölgen seien und dem¬gemäß vom Reich zu entschädigen wären . Zum Rentenverfah .ren äußert er . sich .sehr kritisch. Auf die raschere Erledigung©ei: Gutachten durch die Bezirksürzte sei mehr Gewicht zu legen.Dre . Versicherungsämterseien meistens nur der Schwanz derBezirksämter . Den ganzen Dingen würde viel mehr abgehol-kn werden: wenn die Erledigung der Vorarbeiten über dieKrankenkassen ginge. Die Bestimmung über den Maßstab
Kinderzuschüsse sei unhaltbar . Der Maß -Bedürftigkeit müsse nach einheitlichen Normen ge¬schehen , solange tue Frage der Bedürftigkeit , die eine Unaercwk.

tigkeit Larstellt, überhaupt besteht. Die Praxis der ärztliche»
Gütackteü ' sei je nachdem, ob der Versicherte Invalidenrente
beantrage oder ArbeitÄosenunterstützung , «widersprechend. Es
liegen, Fälle vor, wo . dem Versicherten , die Rente verweigert
wurde, . ,weil er arbeitsfähig sei ) . und .Demselben Versichertendie Arbeitslosenunterstützung , weil er Invalide wäre«

. Die
Gutachten der Arzte «bilden überhaupt sehr viel Angriffs¬
punkte.
. Herr . Oberregierungs rat Rausch, Vorstandsmitglied ' der
Landesversicherungsanstalt , erläutert dann eingehend , das
Kapitel

Heilverfahren.
Es seien bis Anfang Dezember 21000 Anträge auf Heilver¬
fahren eingegangen , von denen 80 Prozent genehmigt , 17
Prozent abgelehnt .und 3 Prozent . .unerledigt seien. . Die Tu -
berkulosesterülichkeit ist nach statistischen Angaben in Deutsch¬land etwas zurückgegangen, was auf die Einwirkung der Ver¬
sicherungsanstalten und fürsorgetreibenden «Verbände zurück¬
zuführen sei . . Für alle Heilstättenbetriebe der Landesver¬
sicherungsanstalt seien diesmal die eingesetzten Beträge er¬
höht worden. Besonderes Augenmerk habe man auf die Auf¬
wendungen für allgemeine Maßnahmen (Zuschüsse zur Unter¬
stützung gesundheitsfördernder Verbände und Anstalten ) ge¬
legt, für welch« insgesamt 246 000 Ml im Voranschlag ein¬
gestellt sind .

Herr Ziegelmeyer, Konstanz (Christl . Gewerkschaft) schließt
sich mit seinen Bemerkungen den Ausführungen des Herrn
Harrer an und begründet seinen Antrag , dem Verband der
Badischen Jugendherbergen statt 3900 ÄW 5000 zu über¬
weisen. Schwarz, Mannheim (Freie Gewerkschaft) sieht inder Durchführung der Heilverfahren und Zuschüsse zu Heil¬
verfahren als Kannleistungen der Landesversicherungsanstaltdie einzige Aufgabe, wie sich die Landesversicherungsanstalt
nach eigenem Gutdünken betätigen könne. Es s>«i erfreulich,daß die Landesversicherungsanstalt Baden auf diesem Gebiet
Glänzendes geleistet habe. Von diesem Standpunkt aus wür¬den die Freie » Gewerkschaften schon jetzt erklären , daß siedie Mittel zum Ausbau weiterer Anstalten genehmigen wür¬
den . Er begründet ferner einen Antrag der Freien . Gewerk¬
schaften , den Beitrag für Verbände der Kranken - und Wohl¬
fahrtspflege von 19 auf 20 000 M zu erhöhen. Mit denGutsbctrieben müsse gründlich Remedur geschaffen , werden.Wenn die eigene Regie mit den Verwaltern zu keinem besseren
Ergebnis . käme , müßten die Herren ersetzt werden, oder die
Landesversicherungsanstalt , möge di« Betriebe langfristig ver¬
pachten. Auf keinen Fall würden die Versichertenvertreter ,trotz aller Sympathie für die Regie, eine Defizitwirtschastdulden . Bis zur nächsten Ausschußsitzung müsse hier Klarheit
geschaffen werden. Herr Hanse (Arbeitgeber ) teilte das Ein¬
verständnis der Arbeitgeberverterter mit den Ausführungender vorausgehenden Redner ' mit ; auch die Arbeitgeber , nah¬men die Anträge , wie sie gestellt und «begründet worden sind,an . In Sachen der Gutsderwaltung seien sie gegen eine Ver¬
pachtung und reden dem Verkauf der GutShöfe das Wort .

«Herr Präsident Jung geht auf die verschiedenen Anregungenein . Die Zollüberschiisse könnten in den laufenden Etat .licht
eingefügt werden, weil das Reich sich das alleinige . Bestim¬mungsrecht für die Verwendung der zugeteilten Mittel Vor¬
behalte . Der Vorstand würde sich bemühen, da die . Gxeiiz-länder von besonderen Fonds des ÄrbeitSministeriums Zu¬wendungen erhalten sollen, die Errichtung eines größerenBaues in einem Sölbadörte in Baden zu beschleunigen. DieGründe der Unrentabilität der Gutshöfe seien verschied «» !.Unter Umständen wird an eine Verpachtung gedacht .

Zu einer lebhaften Auseinandersetzung führte das Kapitell
■ «■; . « ! . ■— / BcttvaltUNg . -
Hers Stock (Freie Gewerkschaft) vertritt die Auffassung der

Freien Gewerkschaften,
'
Latz, me Anstalt bei der dauernden Brr - .Mehrung der Beamtenzähl «.von«der seitherigen Übung, die .Be¬

amten vom Staate sich zuweisen zu lassen, abkommen möge,um sich Mehr auf eigene Füße zu stellen. Die Anstalt «könne
durch Einstellung von . Lehrlingen sich ihre, Beamte , die «mei¬
stens eine Spezialarbeit zu bewältigen haben, selbst h-ran -
bilden . /Pie ' vermehrte Stellenzähl werde .

'
genehmigt. Jeden¬

falls könnten die Pertreter der Freien Gewerkschaften, nichtzugeben, daß die - Beamten monatelang mit Überstunden, be¬
schäftigt werden, während diese «einfachen .Schreibarbeiten durch
Aushilfskräfte , die zur Zeit arbeitslos sind, bewältigt werdenkönnen. Auch diesen Ausführungen gab der Ausschuß seine
Zustimmung . Hiernach wurden die genannten Anträge ange¬nommen und dem Vorstand ein Antrag überwiesen, der denBeamten und Angestellten in den Heilstätten die Ortszuschläge,wie sie für die Stadt Karlsruhe maßgebend sind , zugebilliglhaben will. Der Voranschlag fand alsdann einstimmige An¬
nahme . Ebenso einstimmig wurde genehmigt der Kauf des
Hauses «Hertzstraße 6, um einem Mißstand wegen Unzuläng¬
lichkeit der «Räume für einzelne Verwaltungszweige um Haupt¬
gebäude in Karlsruhe abzuhelfen .

Die Verlegung und der- Neubau der Wirtschaftsgebäude der
Heilstätte '

Friedrichsheim -Luisenheim werden von Herrn Mini¬
sterialrat Prof . Stürzenacker eingehend erläutert . Der Be¬
ratung ging eine Besichtigung der bis jetzt getätigten Arbeitenvoraus . Das Ziel des Bauprogramms ist, die dem gesamten
Wirtschastsbttrieb gedienten Anlagen , die den heutigen Anfor¬
derungen . in hygienischer und technischer Hinsicht nicht mehrentsprechen, zu bessern und aus dem Komplex der Heilstätte
selbst herauszunehmcn . Für den Fortbaü genehmigte der Aus¬
schuß einmütig als zweite Baurate 700 000 Ml . -
. Die Satzungsänderung der «Landesversicherungsanstalt ,durch das Gesetz bedingt, wird einstimmig gutgeheißen ; ebensoder abgeänderte Pertrag mit dem langjährigen Direktor der
Heilstätte Friedrichsheim -Luisenheim , Äled.-Rat Dr. Cursch-mann . . «« . .«. . « « ■

Die arbeitsreiche«Tagung fand sonach mit .eineni Schlußwortdes Verhandlungsleiters , Herrn Stock, Heidelberg, sein Ende,in welchem er die Zusammenarbeit während der letzten Jahreals erfolgreich hervorhob, wodurch es möglich war , im Inter¬
esse der Versicherten fruchtbare Arbeit zü leisten. Er schloßmit einem Dank an die gemeinschaftliche Arbeit, den gutenWillen und «sachlichen Austausch der Meinungen in allen Sit¬
zungen . Herr Direktor Haafe ( Arbeitgebervertreter ) dankteim Namen des gesamten Ausschusses dem Vorsitzendeu, HerrnStock, für seine gute und unparteiische Führung bei allen
Anläffen . Nachdem auch noch Herr Präsident Jung die Aus¬
schußmitglieder mit dem herzlichen Wort : „Auf möglichst zahl¬reiches Wiedersehen! " verabschiedet hatte,hatte die bedeutungs¬volle Tagung ihr Ende erreicht.

Kücberanzeigen
William Prescatte Die Eroberung Mexikos. Die EroberungPerus . (Verlagsanstalt Dr. Zahn und Dr. Diamant in Wien .)Prescott ist ein amerikanischer Geschichtsschreiber , der im Jahre1796 geboren wurde «und 1739 starb . Er ist berühmt geworden

durch seine Geschichte der Eroberung Mexikos und durch seine
Geschichte der Eroberung Perus . Seine Arbeiten stützen sichauf ein sorgfältiges Quellenstudium . Und, wenn auch manchesin seiner Schilderung heute als überholt oder korrigiert geltenkann, so besitzen ferne beiden Werke doch für immerdar histo¬rischen Wert, weil ' sie die ersten und in ihrer Art gläuzend

gelungenen Versuche sind , uns mit der abenteuerlichen Ge¬
schichte jener Eroberungen bekätmt zu machen . Noch ist jadas ganze Gebiet der mittelamerikanischen und peruanischenKulturgeschichte nicht genügend erforscht. Undefo konnte bis¬
her dem Publikum kein « wirklich abschließendes Werk dar¬
geboten werden . Wir müssen uns einstweilen mit den bis jetztvorliegenden Darstellungen begnügen . Und unter ihnen nimmt«Prescott eine besonders geachtete Stellung ein . Er verfügtzudem über einen sehr lebendigen und mitsortreißenden Stil .
Stellenweise liest sich seine Geschichte wie ein spannenderAbenteuerroman . Man kann es sonach mit Freude begrüßen ,daß die beiden Bücher neuerdings wieder herausgegeben wor¬
den sind, in guter deutscher Übersetzung, jeder Band in sich ab¬
geschloffen . Zugrunde gelegt wurde die Übersetzung Ebertps ,die im Jahre 1848 bei Brockhaus erschien . Jeder Band hat23 Bildtafeln und eine Landkarte . Druck und Ausstattungsind hervorragend gut . Die Anschaffung der Bände kann warm
empfohlen werden . C . K

Karl Scheffler : Geschichte der europäischen Malerei und
Plastik. Zweiter Band : Die Geschichte der europäischen Ma .
lerei vom Impressionismus bis zur Gegenwart und die Ge¬
schichte der europäischen Plastik im neunzehnten und zwan¬zigsten Jahrhundert . Mit 174 Abbildungen . (Verlag Bruno
Cassirer , Berlin . ) ,— Mit Recht ist dieses Werk die Krönungöer Lebensarbeit Karl Schefflers genannt worden. DasselbeLob , das wir bei Erscheinen des ersten Bandes ihm gezollthaben , verdient auch der jetzt vorliegende, abschließende zweiteBand . Einer der feinsten und charaktervollsten Kunstschrift-steller spricht in «diesem- Werk zu uns . Auch dort , wo wirüiit seinem Urteil itn einzelnen nicht übereinstimmen , wird
das, was Scheffler zu sagen hat , immer als irgendwie wert¬
voll und aufschlußreich betrachtet werden müssen. So ist der
ganze Text «des zweiten Bandes nicht nur belehrend , son¬dern auch anregend und zur Diskussion einladend . Immerwieder erfreut den Leser «der geschulte und lebendige, in
schönen Sätzen dahinfließende «Stil des Autors . Wenn man
bedenkt , wie groß das Gebiet ist, das sich «der Schilderungdarbot , muß man did Kunst geschickter Zusammenfassung und
Anordnung , die in den beiden Bänden obwaltet , bewundern .Ei» weiterer Vorzug des Werkes ist das Verknüpftsein der
kunsthistorischeii Schilderung mit «den allgemeinen kulturellen
Bedingungen . Und zum Schluß « sei daraus hingewiesen, daßes nur ganz ivenige . Kunstschriftsteller in Deutschland gibt ,die mit einer derartigen ' innerlichen Unabhängigkeit ihresUrteils aufzuwarten vermögen , wie Scheffler . Die Ausstat¬
tung des Bandes ist «ganz erfüllt von «dem Geiste, der allen
Veröffentlichungen Bruno Cassirers eignet : sie ist von vor¬
nehmer und gediegener Schönheit. Das Werk präsentiert
sich als hervorragend geeignet zu einem Weihnachtsgeschenk.

K . L .
Balladenbuch. Gesammelt von Fevd. Avenarius . Erneuertvon Hans Böhm. Mit «Werken deutscher Graphik vom

15. «bis 20 , Jahrhundert . Herausgegeben vom Kunstwart .
( 171. «bis 176, Tausend . 356 Seiten , geh. 6 Ml , Ganzleinen
7,50 «ÄW . Verlag Georg D . W . Callwey, München . ) — «Die
wohlbekannte, vor etwa zwei Jahrzehnten zum ersten Male
erschienene Balladensammlung von Avenarius , liegt nun¬
mehr in einex durch Hans Böhm vorgenommenen durchgrei¬
fenden Neubearbeitung « vor . Auch für dieses «Hausbuch er¬
zählender Dichtung , ließ , sich Avenarius von derselben Absichtwie für sein „Hausbuch « deutscher Lyrik "

« leiten : es hattekeinerlei literaturgefchichtlichen Ziele , sondern es sollte einzigund allein dem Leben dienen. Daher wurden auch hier Sie
Dichtungen zu lebensvolle» Zyklen zusämmengefaßt . Diese
ursprüngliche Absicht «des ersten Herausgebers fest ini Auge
behaltend , sah der Neuüearbeiter doch seine Hauptaufaabe
«darin , die «Sammlung den geistigen Bedürfnissen der heutigenZeit anzupasseii , »cm sie« auch heute , Icbenhig «wirkende Kräfteausströmeii zu lasten und wiederum «dein« Leben dienstbar zu
machen . Unter diesem Gesichtswinkel «mutz man der Reu -
bearbettuilg belle Anerkennung zollen. Die Illustrierung
«der Sammlung erfuhr ebenfalls in obigem Sinne eine Ver¬
änderung / es «wurden « lediglich Werke deutscher Graphik ver¬
wendet. So darf das „Bäüadenbuch " auch in seiner neuen
Gestalt als eine unserer bedeutendsten volkstümlichen Ge-
dichtauslesen auf die gleiche große Verbreitung und Wert¬
schätzung hoffen, die der ersten Ausgabe so reichlich beschie-
den waren . ,

Eine billige Freytag -Ausgabe . Der Guteniberg-Verlag
Christensen Und Co . in Hamburg 1 , Bieberhaus , gibt zueinem verblüffend billigen Preise Gustav Frehtags Werke
heraus . Und zwar in kleinen, recht schmucken Bänden . Bis¬
her sind erschienen: zwei Bände „Soll und Haben " und zweiBände „Bilder aus der deutschen Vergangenheit "

. Der
Preis ist , wie gesagt, so niedrig , daß hier auch den minder -
bemittelsten «Schichten unseres« «Volkes Gelegenheit gebotenwird , sich nach und nach die Werke eines unserer - bedeutend¬
sten Romandichter und Kulturhistoriker anzuschaffen. ck.

E . O . Hoppe : England . Baukunst und Landschaft. Mit
einer Einleitung von Charles 2 . G . Masterman . (Verlag
Ernst Wasmuth , Berlin . ) Daß auch die englische Landschaft
ihre Beize und ihre Romantik hat , wissen alle diejenigeri,die über Londons Stadtgrenze hinaus in das flache Land
oder in die Berge des Nordens , und der Küste vorgestoßcn
sind. Es war also von« vornherein «eine lockende Aufgabe,oie landschaftlichen und städtebaulichen «Schönheiten «Englandsin einem Bande der rühmlichst bekannten Sammlung „Orbis
terraruni " einzufangen . Mit der größten « Gewiffcnhaftig -
keit und mit einer bowunderswerten Geschmacksicherheit ist
diese Aufgabe vom Photographen bewältigt worden . Be¬
sonderes Interesse müssen die ausgezeichneten Reproduktionen
für den gewinnen , «der die britische «Geschichte und die bri¬
tische Literatur kennt . Er wird bei vielen Bildern an die
Lektüre ganz . bestimmter Bücher und an Stgjlen aus der
englischeli Geschichte erinnert werden/ Die Ausstattung de?
Bandes ist wieder von jener Gediegenheit, die wir schon bei
den bisher erschienenen Bäiiden der « Sammlung anzuerken -
nen hatten / Die Sammlung schreitet rüstig vorwärts . Diese
Tatsache stellt dem Ilnternehmlnigsgersi Der Verlägssirmadas beste Zeugnis aus , bedeutet aber gleichzeitig auch einen
Ruhmestitel für das kaufende Publikum . Es wird nur
wenige Menschen geben, die sich über ein « solches Buch nicht
innig zu freuen vermögen . Und deshalb empfiehlt es sich
ganz von selbst als prächtiges Weihnachtsgeschenk . K . L .

Hans Hyan : Ei« phantastischer Lügner . Kriminalroman .
(Verlag Josef Singer , Leipzig. ) — Hans Hyan , der Verfasser
des berühinten Romans „Die Verführten ", ist ein feiner Ken¬
ner der menschlichen Psnche , vielleicht der beste Kenner der
Psyche des kriminellen Menschen . Ein neuer Beweis hierfür
ist sein Roman „Ein phantastischer Lügner ", in besten Mittel¬
punkt der erblich belastete Stanislaus Sarranski steht, ein
Mensch , „der die Unterscheidung verloren hat für das , was
wirklich und erfunden ist" .

Schön' guten Morgen ! Ein lustiges Tierbilderbuch von
Eugen Oßwald . 12 bunte Seiten , fscholz ' Künstler -Bilder »
bücher Nr . 4831 und 6513) , Mainz 1927 . Jos . Scholz, Ver¬
lag . Auf Pappe in «Buch - und Leporelloform. 2,50 Ml . —
Wenn ein Meister wie Eugen -Oßwald sich daran macht, ein
Tierbilderbuch zu malen , dann wird eS unbedingt etwas
Gutes . Den Text kann man bei einem Buche wie das vor¬
liegende „Schön' guten Morgen " eigentlich ganz entbehren ,
er beschränkt sich «deshalb auch nur auf kurze Bildunter¬
schriften. Die Bilder sprechen für sich .
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